
Drucksachen Abteilung I 
Nr. 27 

Landtag Rheinland-Pfalz 
(IV. Wahlperiode) 

Ausge&eben am 22. November 1960 

Stenographischer Bericht 
über die 

27. SitzuOg des Landtages Rheinland-Pfalz 
im Landtagsgebäude zu Mainz 

am 26. Oktober 1960 

Ta s e a o r d n u D s : Seite 

1. Ente BeratDDir elnt!S Lancle11iresetze1 Ober clle Featatelluq des· BamhaHa- 759 
plaoea fllr du Redmuupjahr 1981 (Bauahalt•sesets 1981) 

- Drucksache II/198 -

Baashaltarede dea Herrn Flnanmalnlsten Gl&bn · '159 
Aussprache fLbeT die HciUshaltarede des Herrn Finanzminister.s auf die 28. Sit-
zung am 27. Oktober 1960 verlagt 

2. Fraa"Shmde 

16. mündliche Anfrage der Abg. Dauber (SPD) betr. Müttersterbllchkeit 
in Rheinland-Pfalz 

17. mündliche Anfrage des Abg. Barthel (SPD) betr. Parkmöglichkeiten für 
Arzte im Dienst 

18.- mündliche Anfrage des Abg. Barthel (SPD) betr. Zahlungsverweige
rung der amerikanischen Stationierungsstreitkräfte für Stromlieferun
gen der Stadtwerke Kaiserslautern 

ZurfLckge.stellt tur die 28. Sitzung am 27. Oktober 1960 

3. Ente Beratans eine. Landesgeaebes iiber den Abtt'hlu8 eines Staatavertrasea 
swllldleu dem Land Rhelnlaud-Pfals und dem Saarland tlber clle Errlmtans 
elnee irmaelmebafllldlen FlarberelulirunPserlmta 

- Drucksache II/195 -
Zurückgestellt für die 28. Sitzung am 27. Oktober 1960 

4. a) Ente Benhmir eines Land~ zur Xnderuq des Landesbesoldanp-

iresetses - Drucksache 11/197 -

b) Ente Berahmir elnfJI Urantraies der Fraktion der FDP betreffend Landes
irfllMrill nr Xnclenmir des BsoldUDPPffbes voa llhelnland-Pfals - Lan
desbMOldUDPCeaetll - vom 22. JaU 1957 (GVBI s. 121) 

- Drucksache II/199 -

Zuriickge.steUt für die 28. Sitzung am 27. Oktober 1980 

5. Große Anfraire der Fraktion der SPD betreffend Zivilen Schub der BevlH-

kenmir - Drucksache II/161 -

Zuriickge.steUt filr die Z8. Sitzung am Z1. Oktober 1960 

6. Antraa' der Fraktion der SPD betreffend Spiel-, Sport- und Erholonrsan-

J.airen - Drucksache Il/191 -
Zurückgertdlt für die 28. Sitzung am 27. Oktober 1960 

7. Antrair des PetlUonaauadlaua betreffend beratene Blnpben 
- Drucksache II/193 -

ZurfLckQestent für die 28. Sitzung am 27. Oktober 1960 

- - -------·- ------·----·-·· ··--------



758 

\ 

Stenographische Beridlte des Landtaces von· Rbeinland-Pfe.lz, IV. Wahlperiode 
---·-·- - -·--·-·--·---·--. . . . '-· ·· ·-·-· --l ' 

.- Am Regierungstisch: 

Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier, die Staatsminister Glahn, Dr. Orth, Stü
b!nger, Westenberger, Wolters, die Staatssekretäre von Berghes, Junglas, der 
Chef der Staatskanzlei Ministerialdirektor Duppre . ~- J < , 

Es fehlte~: 
1 · ·· :E~;tl! i: h .·u ~ ,j' i~: t : : <li~1Ab~~~e~ B~e'r. l{cinraci; PI.~9nt~.scl\timf~m- · 

U n e n t s c h u 1 d i g t : die Abgeoronä'".en Geörger, Müller, H. 

Rednerverzeichnls: 

Präsident Van Vobtem 

Heller (CDU) 
Wilms(FDP) 

Fiq~inister Glahn . 

.... 

.' 1..' '-

~. .• . -
1,,,, ,. . . - .. · 

• • • 1 ·' 

• ·• - • ~ 1 

. il. · . 

-~·· 
.. 

. 759, 768 

. 759' 

. 759 

. .759 

"'\·· . 

; · 

" . 
; . ' 

. „.~· „ ... "'. · - .· ~ -

- -------------·-- ·-·-



27. Sitzung, 26. Oktober 1960 759 

27. Plenanlbuns des Landtages von Rheinland-Pfalz 
am 28. Oktober 1960 

Die Sitzung wird um 11.08 Uhr durch den Präsidenten 
des Landtages eröffnet. 

Präll:ldent Van Volxem: 
Ich eröffne die 27. Sitzung des Landtages Rhelnland
Pfalz. Beisitzer sind die Herren Abgeordneten Thir'olf 
und Ludes; die Rednerliste führt Herr Abgeordneter 
Thirolf. Entschuldigt fehlen die Herren Abgeordneten 
Becher, Piedmont, Konrad und Schumacher. 
Meine Damen und Herren! Als Nachfolger des ver
storbenen Abgeordneten Hachenberg ist HeIT Diplom
Landwirt Dr. Kurt Hans Schade aus Sinzig am Rhein 
neu in den Landtag eingetreten. Ich begrüße ihn in 
unserer Mitte und wünsche ihm ein erfolgreiches Ar
beiten zum Wohle unseres Landes. 

(Beifall des Hauses.) 

Ich begrüße als Gasthörer des Landtages auf der Tri
büne die Frauengruppe des SPD-Ortsvereins Fran
kenthal und die Verwaltungs- und Wirtschaftsakade
mie Rhelnland-Pfaiz, Zweiganstalt Kaiserslautern. 

(Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe die Freude, Glück
wünsche zu übermitteln. Die Herren Abgeordneten 
Wilms und Heller haben das 60. Lebensjahr vollendet. 
Ihnen gilt der herzliche Glückwunsch des Landtages. 

(Beifall des Hauses.) 

Wir beginnen mit unserer Arbeit. Die Tagesordnung 
liegt Ihnen vor. 

(Abg. Wilms: Herr Präsident!) 

- Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Wilms das Wort. 

Abg. Wllms: 
Für die Blumen und Glückwünsche meinen besten 
Dank. Ich werde mich bemühen, weiterhin meine 
Pflicht zu tun. 

(Beifall im Hause.) 

Prlaldent Van Vob:e.m: 
Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Heller das Wort. 

Abg. Heller: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meiner
seits recht herzlichen Dank für die Blumen und Glück
wünsche! 

(Beifall im Hause.) 

Prlaldent Van Vob:em: 
Erhebt sich Widerspruch gegen die vom Ältestenrat 
aufgestellte Tagesordnung? - Das scheint nicht der 
Fall zu sein. Dann rufe ich auf Punkt 1 der Tages
ordnung: 

Ente Bentunl' eines Landeqeaetses 6ber 
die FMtatellang des Baushalt.planes ftlr das 
B.edlnanrlJ•hr 1981 (llauhaltll&'eaetz 1961) 

- Drucksache II/196 -

und erteile d~ Herrn Finanzminister das Wort. 

Flnammlnllter Glahn: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Haushaltsplan, den ich dem Hohen Hause 
heute vorzulegen die Ehre habe, ist der erste Plan des 
Landes Rheinland-Pfalz, bei dem Haushaltsjahr und 
Kalenderjahr zusammenfallen. Sie wissen, daß es 

Bund, Ländern und Gemeinden seinerzeit nicht leicht
gefallen ist, sich zur Anpassung des Haushaltsjahres 
an das Kalenderjahr zu entschließen. Es wurden Stö
rungen im zeitlichen Ablauf der Haushaltsberatungen 
befürchtet. Man hielt es auch für wenig glücklich, daß 
die Vorbesprechungen der Ressorts beim Übergang auf 
das Kalenderjahr zu einem Zeitpunkt beginnen müs
sen, der noch sehr weit vom Beginn des Haushalts
jahres entfernt ist und die tatsächliche Entwicklung 
der Verhältnisse nur schwer voraussehbar erscheinen 
läßt. Schließlich setzte sich aber die Ansicht durch, daß 
die Vorteile der Umstellung die Nachteile überwiegen 
und daß es möglich sein müsse, die aufgezeigten 
Schwierigkeiten zu überwinden. Das Hohe Haus folgte 
deshalb dem Vorschlag der Landesregierung und legte 
durch Gesetz vom 26. Juli 1960 die Angleichung des 
Haushaltsjahres an das Kalenaerjahr fest. Ich glaube 
auch, meine sehr verehrten Damen und Herren, daß 
es diesen Beschluß nicht zu bereuen braucht. Jeden
falls sind die Vorbereitungen des Haushaltsentwurfes 
1961 ohne nennenswerte Störungen verlaufen. Obwohl 
die uns im Umstellungsjahr - dem neunmonatigen 
Rumpfrechnungsjahr 1960 - zur Verfügung stehende 
Zeit besonders knapp War, konnte der Haushalt dem 
Hohen Hause rechtzeitig zugeleitet werden, so daß 
seiner fristgemäßen Verabschiedung nichts im Wege 
stehen dürfte. 

Allerdings - darauf darf ich an dieser Stelle bereits 
hinweisen - ließen es die Umstände nicht zu,· die An
sätze der persönlichen und sächlichen Verwaltungs
ausgaben im einzelnen. mit dem gleichen Zeitaufwand 
wie in normalen Haushaltsjahren zu beraten. Diese 
Ansätze mußten weitgehend aus dem Haushaltsplan 
des Jahres 1960 unverändert übernommen werden. Ich 
durfte den Haushalts- und Finanzausschuß des Hohen 
Hauses schon vor geraumer Zeit von dieser Verfah
rensart bei der Aufstellung des Planes in Kenntnis 
setzen, ohne dabei auf Widerspruch zu stoßen. 

Bei der Aufstellung der Haushaltspläne spielt nun die 
Beurteilung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage und 
deren Entwicklung eine bedeutsame Rolle. Hier können 
wir zunächst feststellen, daß das Jahr 1900 bisher durch 
eine Hochkonjunktur gekennzeichnet ist, und zwar 
nicht nur für das Wirtschaftsgebiet der Bundesrepublik, 
sondern auch für die Wirtschaftsgebiete unserer west
lichen Handelspartner in Europa. Schon seit April die
ses Jahres liegt bekanntlich die Arbeitslosenquote un
ter 1 v. H. und die Zahl der offenen Stellen geht in die 
Hunderttausende. Die Auslandsnachfrage nimmt den 
sehr hohen Anteil von rund 28 v. H. der verfügbaren 
Güter und Dienste in Anspruch, wodurch der Inlands
versorgung mehr entzogen wird, als dies im Interesse 
einer stabilen Entwicklung erwünscht sein müßte. Diese 
Entwicklung wäre von untergeordnetem Rang, wenn 
damit nicht zwei Elemente von weittragender Bedeu
tung verbunden wären, nämlich die Frage der Lohn
entwicklung und das Problem der steigenden Nachfrage 
nach Wirtschaftsgütern auf fast allen Gebieten. 

Niemand wird bestreiten., daß die Arbeitnehmer ihren 
vollen Anteil an der zunehmenden Produktivität bzw. 
dem steigenden Sozialprodukt erhalten sollen. Aber im 
Augenblick wirft sich doch die sehr ernste Frage auf, 
ob ein Maßhalten in den Forderungen auf Lohnerhö
hungen - zu denen ja auch die Forderungen auf Ar
beitszeitverkürzungen gehören - nicht zweckdienlicher 
ist. 

Bei dem zweiten Problem handelt es sich um die durch 
die Konjunkturerhltzung eingetretene Störung des ge
sunden Verhältnisses zwischen Angebot und Nachfrage. 
Es muß gelingen, einen Ausgleich zwischen Nachfra&e 



760 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, IV. Wahlperiode 

(Finanzminister Glahn) 

und Angebot zu schaffen, sei es durch eine Erhöhung 
der Gütererzeugung oder durch eine Einschränkung 
des Verbrauchs. Hier gehen die Ansichten über die 
weitere wirtschaftliche Entwicklung allerdings erheb
lich auseinander. In letzter Zeit ist von verschiedenen 
Kreisen die Ansicht verbreitet worden, der Kulmina
tionspunkt sei erreicht, es gebe keinen Anlaß zur Sorge, 
besonderer Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Dämpfung der Konjunktur bedürfe es nicht mehr, der 
Auftragseingang in der Stahlindustrie sei rückläufig, es 
gebe schon wieder volle Läger und vieles andere mehr. 
Ich glaube, meine Damen und Herren, daß man sich 
davor hüten sollte, das Problem der Konjunkturüber
hitzung - vielleicht mit Rück:!icht auf eigene Inter
essen - zu stark zu verniedlichen. 

Zwar sind partielle Entspannungstendenzen unver
kennbar. Eine nachhaltige Entspannung der Gesamt
konjunktur zeichnet sich jedoch leider noch nicht ab. 
Die Verhältnisse im Bausektor und in der Investitions
güterindustrie sind nach wie vor besorgniserregend. Die 
Zunahme des Brutto-Sozialproduktes in 1960 wird von 
maßgeblicher Seite zur Zeit auf 11 v. H. geschätzt. Soll 
die Geldstabilität verteidigt werden - und das muß 
ja wohl unser aller Bestreben sein -, so ist es dringend 
notwendig, Maßnahmen zu ergreifen, die der weiter 
ansteigenden Konjunktur entgegenwirken. Sie kennen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, die verschie
denen Vorschläge, die es hierzu gibt. Man spricht von 
der Notwendigkeit einer Aufwertung der D-Mark, die 
:iller Wahrscheinlichkeit nach aber atis außenpolitischen 
Gründen nicht kommen wird. Der Bundeswirtschafts
minister bemüht sich - nach Presseberichten - um eine 
vorübergehende Aufhebung der Umsatzausgleichssteuer 
für Importe und der Umsatzsteuerrückvergütung für 
Exporte. Nach einem Bericht der Frankfurter Allge
r:i.einen Zeitung von heute strebt er eine Herabsetzung 
der Umsatzausgleichssteuer und der Umsatzsteuerrück
vergütung an. Er will damit erreichen, daß höhere Im
porte den Preisdruck auffangen. 

Als weitere Möglichkeit zur Abschöpfung von Kauf
kraft wird die Förderung der Kapitalausfuhr genannt, 
und damit komme ich auf einen Punkt, der unser be
sonderes Interesse erfordert, da er auch die Länder an
spricht. Die Industrie will über die bereits vor einigen 
Wochen aufgelegte Abschöpfungsanleihe von 1 Mil
liarde DM hinaus anscheinend eine weitere Milliarde 
aufbringen und diese Mittel über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau in Entwicklungsländer fließen lassen. 
Der Bundesfinanzminister will sich, wie man hört, 
bemühen, für den gleichen Zweck seinerseits eine hal):>e 
Milliarde DM zu geben. Und die Länder sind von ihm 
fr eundlichst aufgefordert worden, noch eine weitere 
Milliarde DM dazu zu tun, nach heutigen Pressemel
dungen nur eine halbe Milliarde DM. Man bestreitet 
zwar nicht, daß die Entwicklungshllfe eine Angelegen
Lcit des Bundes ist. Mit der Begründung, daß die ~n
d er zu konjunkturdämpfenden Maßnahmen genauso 
v erpflichtet seien wie der Bund, glaubt Inan jedoch, 
unter Hinweis auf die angebliche Kassen.fülle der Län
der, diese eine, mindestens aber eine halbe Milliarde DM 
von ihnen fordern zu können. 

Sie haben sicher gelesen, meine Damen und Herren, 
d z '.3 die Finanzminister der Länder vor etwa zwei Wo
c'.1".:n im Grundsatz eine Mitwirkung bei der Hilfe für 
Entwicklungsländer aus konjunkturellen Gründen nicht 
uirekt abgelehnt haben. Sie haben aber tatsächlich nur 
eine Grundsatzerklärung abgegeben; denn die Frage, 
ob den Ländern abschöpfbare Kaufkraft wirklich zur 
Ve:'fügung steht, ist völlig offen geblieben. Vielleicht 
gibt es auch hier Unterschiede. Ich bin der Meinung, 

daß für eine Anza hl von Ländern weder die Möglich
keit noch - vom Konjunkturellen her gesehen - die 
Notwendigkeit besteht, die Entwicklungshilfe mit Lan
desmitteln zu fördern. Auf die in der letzten Zeit so 
oft erwähnte Kassenlage der Länder darf ich später 
noch zurückkommen. 

Gestatten Sie mir nun, ehe ich auf den Haushalt 1961 
eingehe, zunächst einen kurzen Rückblick auf den Ab
lauf des Rechnungsjahres 1959 und die Entwicklung im 
laufenden Rechnungsjahr. 

Im Haushaltsplan 1959 waren noch Ausgaben in Höhe 
von 55 Millionen DM veranschlagt, die zur Abdeckung 
der Mehrausgaben des Rechnungsjahres 1957 dienen 
sollten. Ihre vorzeitige außerplanmäßige Abdeckung im 
Haushalt des Rechnungsjahres 195!! gestaltete von vorn
herein das Ist-Ergebnis 1959 günstiger, als es bei der 
Aufstellung des Haushaltsplanes zu erwarten war. Da
zu kam, daß das Brutto-Sozialprodukt im Jahre 1959 
stärker stieg als vorher ang~nommen werden konnte, 
was Mehreinnahmen an Steuern von 76,4 Millionen DM 
zur Folge hatte. Weiterhin wirkte sich die Änderung 
des Länderfinanzausgleichsgesetzes günstig aus. Insge
samt verblieb bei Abrechnung der Mehrausgaben eine 
Mehreinnahme von rund 105 Millionen DM. Davon 
wurden 102 Millionen DM zur Verminderung des An
leihebedarfs als einmalige Ausgabe an den Außer
ordentlichen Haushalt abgeführt. Auf diese Weise war 
es damals möglich, den Außerordentlichen Haushalt 
ohne Aufnahme neuer Schulden zu decken. 

Der Ablauf des Haushaltsjahres 1960 ist zuverlässig 
noch nicht vorauszusagen. Die Zuwachsrate des Brutto
sozialproduktes liegt auch im Jahre 1960 wesentlich 
höher als ursprünglich angenommen werden konnte. 
Ich erwähnte bereits, daß sie auf 11 v. H. geschätzt 
wird. Das hat natürlich höhere Steuereinnahmen zur 
Folge. Für keinesfalls zutreffend halte ich jedoch die 
immer wieder festzustellenden Behauptungen, daß die 
Steuereinnahmen der Länder um mehr als 20 v. H. 
anstiegen, die des Bundes hingegen nur um 14 v. ·ff. 
Man weiß, woher solche Behauptungen kommen und 
was . mit ihnen bezweckt wird. Für Rheinland-Pfalz 
stimmen sie jedenfalls nicht. Für manches andere Bun
desland - dessen bin ich sicher - auch nicht. Fest steht 
jedenfalls bisher nur, daß wir in unserem Lande in 
den Monaten April bis September 196C> gegenüber den 
gleichen Monaten des Vorjahres eine Vermehrung der 
Landessteuereinnahmen um rund 17 v. H. zu verzeich
nen haben, und daß wir mit einer gleichbleibenden 
Steigerung bis zum Ende des Jahres leider nicht rech
nen können, da uns einmalige größere Steuerzahlungen, 
wie sie in den letzten Monaten des Kalenderjahres 1959 
eingingen, im Jahre 1900 fehlen werden. 

Dennoch sollte es uns möglich sein, auch den Außer
ordentlichen Haushalt des laufenden Jahres wieder mit 
Mehreinnahmen des Ordentlichen Haushalts zu dedten. 
Ich möchte dies mit Befriedigung feststellen, gleichzei
tig aber betonen, daß darüber hinaus irgendwelche 
Möglichkeiten, die Ausgaben über die Etatansätze hin
aus zu steigern, nicht bestehen. 

(Abg. Völker: Warum so pessimistisch, 
Herr Finanzminister?) 

- Sie werden zugeben, Herr Abgeordneter Völker, daß 
ein Finanzminister auch in der gegenwärtigen Zeit die 
Lage sehr vorsichtig einschätzen muß. 

(Zuruf von der FDP: Bravo!) 

Und damit, meine Damen und Herren, bin ich bei der 
angeblichen Kassenfillle der Länder. Die Einnahmen 
der Länder fließen in einem ungleichen Rhythmus.. Zu 
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ganz bestimmten Steuerterminen - insbesondere um 
die Mitte der Monate März, Juni, September und De
zember - steigt begreiflicherweise das Kassenguthaben 
des Landes bei der Landeszentralbank; aber das kann 
für niemand etwas Besonderes bedeuten, denn in den 
kommenden 80 Tagen bis zum nächsten Vorauszah
lungstermin schrumpft das Kassenguthaben immer wie
der zusammen. Man kann aus den Kassenbeständen der 
Länder gewisse Rückschlüsse auf das Vorhandensein 
von Vermögensreserven nur dann ziehen, wenn dem 
Kassenbestand nicht entsprechende, im Laufe des Rech
nungsjahres zu erfüllende Verpflichtungen gegenüber
stehen. Dies ist jedoch bei uns immer noch der Fall, 
was die Bestände in den sogenannten finanzschwachen 
Monaten ausweisen. Sie betrugen z. B. im Februar die
ses Jahres 21,4 Millionen DM, im April 14,6 Millionen 
DM und im Mai 10,7 Millionen DM. 

Wenn wir nun berücksichtigen, daß in diesen verhält
nismäßig bescheidenen Kassenguthaben zu einem er
heblichen Teil Bundesmittel stecken, die für zweck
gebundene Aufgaben überwiesen sind und deren Ver
ausgabung unmittelbar bevorsteht, können wir nur 
feststellen, daß es einen „Juliusturm" des Landes 
Rheinland-Pfalz nicht gibt. 

(Abg. Rothley: Und nie gegeben hat!) 

Ich glaube annehmen zu dürfen, daß das bei anderen 
Ländern ähnlich ist. Gelegentlich ist in Verbindung 
mit Hinweisen auf das starke Anwachsen der Län
dereinnahmen auch offen zu hören, daß eine Verände
rung der Steuerverteilung zwischen Bund und Län
dern, daß heißt also eine Neuregelung des vertikalen 
Finanzausgleichs, erforderlich werden könp.te. 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Ansicht, daß 
davon im Ernst nicht die Rede sein kann. Man braucht 
sich nur zu vergegenwärtigen, daß die Dotationen des 
Bundes zur Bezuschussung von Aufgaben, die verfas
sungsmäßig von den Ländern zu erfüllen sind, von 
Jahr zu Jahr höher steigen. Insbesondere im Bereich 
der Ausgaben für Wissenschaft und Forschung, ein Ge
biet, das verfassungsrechtlich in die ausschließliche 
Verantwortlichkeit der Länder fällt, ist heute die 
finanzielle Beteiligung des Bundes sehr erheblich ge
worden. Bei der gegenwärtigen Aufteilung der Finanz
masse zwischen Bund und Ländern bedürfen die Län
der dieser Hilfe. Viel lieber sähen sie es aber, wenn 
ihnen die ausschließliche Finanzverantwortung für die
ses wichtige Gebiet allein überlassen bliebe, und wenn 
der Bund durch eine beträchtliche Herabsetzung seines 
Anteils an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
die Länder in den Stand setzte, diese Finanzverant
wortung allein zu tragen. Leider ist bei den maß
geblichen Organen des Bundes dieser Wille nicht vor-
handen. , 

(Abg. Völker: Da geht es Ihnen so wie den 
Ge~einden, Herr Finanzminister!) 

Solange der Bund aber Beiträge zur Erfüllung von 
Länderaufgaben leisten muß, kann die Konsequenz 
nur eine Änderung des vertikalen Finanzausgleichs 
zugunsten der Länder und nicht umgekehrt sein. Herr 
Abgeordneter Völker! Wenn da eine Änderung erfolgt, 
wird das Land auch bereit sein, diese weiterzugeben 
an die Gemeinden! 

(Abg. Dr. Skopp: Wir werden Sie daran· 
gelegentlich erinnern!) 

Wenn im hierbei gleich ein Wort über die Verschul
dung der Länder sagen darf, so muß ich feststellen, 
daß, während die echte Neuverschuldung des ·Bundes 
nach wie vor sehr gering ist, die Schulden der Län-

der insgesamt bis zum heutigen Tag weiter gestiegen 
sind. 

(Zuruf bei der SPD: Wie hoch?) 

Es erhöhten sich jeweils zum Stichtag des 31. Juli die 
Schulden von neun Ländern (ohne Berlin und Saar
land) von 14,8 Milliarden DM in 1958 auf 17,0 Mil
liarden DM in 1959 und auf 18,3 Milliarden DM im 
Jahre 1960. Die Entwicklung in Rheinland-Pfalz ver
lief entsprechend. Unser Schuldenstand stieg von 1 063 
Millionen DM im Jahre 1958 auf 1 115 Millionen DM 
in 1959 und auf 1149 Millionen DM in 1960. Bedeut
sam ist dabei, daß die gesamte Mehrverschuldung der 
Länder sich ständig verstärkend auf die Gläubiger
stellung des Bundes gegenüber den Ländern auswirkt. 
So stiegen in Rheinland-Pfalz die Forderungen des 
Bundes an das Land von 521 Millionen DM im Jahre 
1958 auf 623,2 Millionen DM in 1959 und auf 716,8 
Millionen DM in 1960. Rückläufig hingegen ist erfreu
licherweise die Kreditmarktverschuldung der Länder 
in den drei Vergleichsjahren. Die Zahlen für Rhein
land-Pfalz lauten hier, und zwar jeweils zum 31. Juli, 
in 1958: 542 Millionen DM, in 1959: 491 Millionen DM 
und in 1960: 432 Millionen DM, also ein Rückgang der 
Kreditmarktverschuldung von 110 Millionen DM inner
halb von drei Jahren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Politik 
der öffentlichen Finanzen ist die. Aufgabe gestellt, 
helfend und ausgleichend in das Wirtschaftsleben ein
zugreifen. Die Ausgaben der öffentlichen Hand müs
sen der volkswirtschaftlichen Situation angepaßt wer
den; anders ausgedrückt: Man kann von der öffent
lichen Hand erwarten, daß sie eine aktive Konjunktur
politik betreibt. Wie steht es nun damit im Lande 
Rheinland-Pfalz? Ich glaube, daß es notwendig ist, 
diese Frage zu stellen und zu beantworten, nachdem 
in letzter Zeit in dieser Hinsicht besonders gegen die 
Länder böse Vorwürfe erhoben worden sind. Man 
konnte in der Presse von „konjunkturpolitischer Be
denkenlosigkeit der öffentlichen Hand und einiger 
Parlamente" lesen, von Disziplinlosigkeit und sogar 
von „grandioser Verantwortungslosigkeit" der Länder, 
die ihre Steuermehrbeträge „rücksichtslos investierten", 
statt bei der Notenbank zu sterilisieren. 

Ich brauche dem Hohen Hause kaum darzulegen, daß 
derartige Vorwürfe, gegen unser Land und darüber 
hinaus meines Erachtens auch gegen die Länder all
gemein, jeglicher Grundlage entbehren. 

Ich ·habe Ihnen bereits auseinandergesetzt, wofür wir 
unsere Mehreinnahmen verwandt haben. Wir haben 
mit ihnen den Außerordentlichen Etat des Jahres 1959 
bedient. Wir werden im Jahre 196() das gleiche tun. 
Wir haben Schulden getilgt. Die Zahlen dafür nannte 
ich Ihnen. Und ich darf .dazu erwähnen, daß wir im 
Jahre 1959 eine Rücklage in Höhe von 30 Millionen DM 
für Schulbauzwecke gebildet haben, die durch Zuwei
sungen im laufenden Rechnungsjahr noch vergrößert 
wird. Wir haben keine Steuermehreinnahmen zur Aus
weitung der Ausgaben verwendet. Wir haben nichts 
getan, was als ein Verstoß gegen ein konjunkturge
rechtes Verhalten gedeutet werden könnte und haben 
uns - was die Bildung des Schulbaufonds beweist - im 
Rahmen unserer Möglichkeiten bemüht, eine antizy
klische Finanzpolitik zu betreiben. 

(Abg. Wilms: Bravo!) 

Genauso soll es nach der Konzeption der Landes
regierung im Jahre 1961 sein. In erster Linie wird 
unsei; Bemühen dahin gehen, den Anleihebedarf des 
Landes gering zu halten, wenn irgend möglich, auf 
Anleihen überhaupt zu verzichten. Darüber hinaus 
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werden wir weiter Schulden tilgen. Möglicherweise 
wären wir selbstverständlich bereit, Rücklagen zu bil
den und Finanzierungen, die nicht dringend notwendig 
sind, bis zu einer Zeit zurückzustellen, in der sie 
vielleicht sogar zur Konjunkturanregung erwünscht 
sind. 
Von diesen Gesichtspunkten habe ich mich bereits bei 
der Aufstellung des Etatvoranschlages für 1961 leiten 
lassen. Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wissen jedoch genauso wie ich, daß im Ordentlichen 
Haushalt einem Verhalten, das den volkswirtschaft
lichen Erfordernissen entspricht, verhältnismäßig enge 
Grenzen gesetzt sind. Die großen Gruppen der Per
sonal- und Sachausgaben stehen seit Jahren fest. Aber 
auch über die allgemeinen Ausgaben· kann nur in ge
ringem Umfang frei verfügt werden. Sie bestehen zu 
einem erheblichen Teil aus durchlaufenden Mitteln, 
die nicht unserer Dispositionsbefugnis unterliegen. Der 
weitaus größte Teil aber ist durch gesetzliche und 
vertragliche Verpflichtungen gebunden oder durch 
Dotationsauflagen, Mehrjahrespläne, Programme und 
ähnliche tatsächliche Bindungen in nahezu gleicher 
Weise festgelegt wie die Ausgaben auf Grund recht
licher Verpflichtungen. 
Stärker kann das Bestreben, mit der Finanzpolitik 
ausgleichend in das Wirtschaftsleben einzugreifen, im 
Außerordentlichen Haushalt zum Ausdruck kommen. 
Ich habe bereits erwähnt, daß von den in den Rech
nungsjahren 19~9 und 1960 erteilten Bewilligungen zur 
Aufnahme von Kreditmarktmitteln kein Gebrauch ge
macht wurde und daß eine Verringerung der Kapital
marktsdiulden des Landes eingetreten ist. 
Im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1960 wurde 
bei den Ausgabeansätzen bereits auf die O'berhitzung 
in Ballungsräumen und auf noch bestehende Möglidi
keiten in konjunkturell wenig angespannten Landes
teilen Rücksicht genommen. Das gleiche ist im Ent
wurf für 1961 geschehen. Wir konnten das Volumen 
des Außerordentlichen Etats um rund 12,5 Millionen 
DM reduzieren. Insbesondere wurden neue Baumaß
nahmen, soweit es irgend möglich war, zurückgestellt. 
Dabei konnte allerdings auch nicht außer acht gelas
sen werden, daß im Lande Rheinland-P.talz die Bau
industrie insgesamt eine relativ ruhige Entwicklung 
zu verzeichnen hat und daß es Aufgaben mit ausge
sprochen sozialem Gehalt gibt, die sich nur schwer ein
engen lassen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möChte 
Sie nun in großen Zilien mit dem ljaushaltsplanent
wurf des Jahres 1961 bekannt machen. Ich werde mich 
dabei auf die wesentlichen Dinge beschränken. Der 
Plan ist wie im Vorjahr in Einnahme und Ausgabe 
ausgeglichen. Das Volumen des Ordentlichen Haus
halts beträgt 1 479 643 000 DM, das des Außerordent
lichen HaÜshalts 164 013 000 DM. Das Gesamtvolumen 
des Etats beläuft sich mithin auf 1 643 656 000 DM. 
Ich glaube, es ist angebracht, in einer Zeit, in der man 
sich von vornherein darauf einzustellen hat, daß der 
Außerordentliche Haushalt - wenn überhaupt - wahr
scheinlich nur unter Zuhilfenahme von Mehreinnah
men des Ordentlichen Haushalts zu decken ist und in 
der sidi die Grenzen zwischen Ordentlichem und Außer
ordentlichem Haushalt mehr und mehr verwischen, bei 
der Beurteilung der Höhe des Volumens beide Teile 
des Haushalts einheitlich zu betrachten. 
Tut man dies, ergibt sich eine Steigerung gegenüber 
dem Vorjahr um 102,6 Millionen DM. Berüd<sichtigt 
man, daß im J ahre 1960 ein Haushaltsfehlbetrag aus 
dem Jahre 1958 in Höhe von 6 541 700 DM veranschlagt 
war, während wir für das Rechnungsjahr 1961 die Ver
anschlagung des gesamten noch aU& Vorjahren beste-

henden Fehlbetrages von 16 859 900 DM vorgesehen 
haben, und setzt man, was mir bei dieser Betrachtung 
gerechtfertigt erscheint, die Differenz beider Fehlbe
träge, das sind 10,3 Millionen DM, von der Volumen
steigerung ab, bleibt nur noch eine Ausweitung des 
Gesamtvolumens um 92,3 Millionen DM oder 5,9 v. H. 
Ich habe mir selbstverständlich die Frage vorgelegt, 
ob diese Ausweitung zu verantworten ist, und, bin zu 
dem Ergebnis gekommen, daß sie auch von den hart
näckigsten Kämpfern gegen das Gesetz der ständig 
wachsenden Staatsausgaben dem Finanzminister nicht 
zum Vorwurf gemacht werden kann. Etwa 42 Mil
lionen DM beträgt allein die durch Gesetz und Tarif
vertrag vorgenommene Erhöhung der Gehälter, Ver
gütungen und Versorgungsbezüge. Sie belastet auch 
schon das laufende Rechnungsjahr, obwohl sie in den 
Etatansätzen dieses Jahres noch nidit zum Ausdruck 
kam. Ein Mehr von 20 Millionen DM ist für die Wie
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts ange
setzt. Auch hier handelt es sich um eine gesetzliche 
Verpflichtung. Wir sind sogar sehr froh' darüber, daß 
es uns möglich erscheint, an Stelle von rund 54 Mil
lionen DM im laufenden Rechnungsjahr hierfür im 
nächsten Jahr rund 74 Millionen DM ausgeben zu kön
nen und damit der endgültigen Erledigung der vor
handenen Ansprüche ein gutes Stück näher zu kommen. 

Was ·nach Abzug <ier bereits genannten 42 und 20 = 62 
Millionen DM verbleibt, ist nur ein verhältnismäßig 
geringer Zuwachs des Volumens, der im wesent~idien 
schwerpunktartig für Bedürfnisse verwandt werden 
soll, die in unserem Lande besonders dringlich sind. 
Dabei sind gegenüber den Ansätzen von 1960 u. a. 
Ausgabenerhöhungen vorgesehen beim Straßenbau um 
10 Millionen DM, bei den Zusdiüssen für den Bau von 
Krankenhäusern um 4 Millionen und bei den Titeln für 
Sport und Sportstätten einschließlich Kinderspielplätze 
usw. um 1,2 Millionen DM. 
Da nach den Berechnungen der anerkannten Wirt
schaftsinstitute des Bundesgebietes für das kommende 
Jahr eine Steigerung des Brutto-Sozialprodukts um 
6 v. H. erwartet wird, entspricht die Ausweitung un
seres Haushaltsvolumens im übrigen fast genau dieser 
angenommenen Steigerung des Brutto-Sozialprodukts. 

Ich komme jetzt zu den Steuereinnahmen. Sie wissen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, daß für die 
Vorausschätzung der Steuereinnahmen das Sozialpro
dukt von Bedeutung ist. Bei der Einschätzung des 
Steueraufkommens eines zukünftigen Haushaltsjahres 
kann jedoch nicht nur von der Entwicklung des Brutto
SozialprOdukts ausgegangen werden. Das ergibt sich 
daraus, daß bei zahlreichen Steuern die Fortentwick
lung mit der des Sozialprodukts nicht zeitlich parallel 
verläuft, da diese Steuern noch auf den Ergebnissen 
vorausgegangener Feststellungszeiträume beruhen. Man
che kleineren Steuern werden überdies von der Ent• 
wicklung des Sozialprodukts kaum beeinflußt. Immer
hin aber ist eine enge Verbindung zwischen der vollcs
wirtschattllchen Entwicklung und dem Steueraufkom
men vorhanden, was in den Vorausschätzungen bisher 

. auch stets zum Ausdruck kam. Die Landesregierung hat 
das Netto-Steueraufkommen für 1961 mit 786,1 Mil
lionen DM gegenüber 707 Millionen DM im Jahre 1960 
veranschlagt, also eine Mehreinnahme von rund 80 
Millionen DM = 11 v. H. geschätzt. Obwohl beim 
Brutto-Sozialprodukt - wie ich schon erwähnte - die 
Steigerung „nur" mit 6 v. H. veranschlagt wird, glaube 
ich nicht, daß wir die Steuern überschätzt haben. Die 
Zuwachsrate von 11 v. H. bezieht sich auf das Soll des 
Jahres 1960. Die Ist-Einnahmen werden· infolge der stür
mischen wirtschaftlichen Entwicklung - ich sprach schon 
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einmal davon - über den Soll-Ansatz voraussichtlich 
nicht unerheblich hinausgehen. Vielleicht wäre es deshalb 
sogar vertretbar gewesen, den Steuerzuwachs noch etwas 
höher zu veranschlagen. Wir hielten es jedoch für rich
tiger, uns keinem allzu großen Optimismus hinzugeben 
und nicht davon auszugehen, daß die Steuereinnahmen 
sich im Jahre 1961 in dem gleichen Maße steigern wer
den wie im Jahre 1960. Sollten wir Mehreinnahmen 
erzielen - ich halte das nicht für gänzlich ausgeschlos
sen -, brauchten wir sie wieder zur Deckung des Außer
ordentlichen Haushaltes, vorausgesettt, daß sie nicht 
bereits zum Ausgleich zwangsläufiger zusätzlicher Aus
gaben, die 1961 auf uns zukommen, benötigt werden. 
Wir müssen mit solchen Ausgaben - ich habe das be
reits gesagt - leider rechnen; und wir dürfen auch nicht 
das soeben schon erwähnte Steueränderungsgesetz 
übersehen, das uns beträchtliche Einbußen auf der Ein
nahmeseite bringen kann, die bisher nicht berücksich
tigt sind. 

Ich glaube deshalb nicht, daß Sie, meine Damen und 
Herren, der Ansicht sind, wir könnten es uns erlauben, 
mehr auszugeben. Sollte das der Fall sein, müßte ich 
vor einer solchen Einstellung nachdrücklichst warnen. 
Abgesehen von allen konjunkturellen Bedenken, die 
gegen eine Ausweitung des Ausgabenvolumens zu er
heben sind, bin ich der Uberzeugung, daß wir - zu
mindest wenn wir den Etat in seiner Gesamtheit sehen -
nicht in der Lage sein werden, weitere Ausgaben zu 
decken. 
Zu den Einzelansätzen möchte ich nicht viel sagen. Die 
Lohnsteuer ist auf 310 Millionen (Ansatz 1960: 270 Mil
lionen), die veranlagte Einkommensteuer auf 360 Mil
lionen (1960: 312 Millionen) geschätzt. Die Erhöhung be
trägt hier rund 15 v. H. Bei der Körperschafts teuer ist ein 
leichter Rück.gang von 176,5 auf 170 Millionen DM zu ver
zeichnen. Er rechtfertigt sich durch die bisherigen Ergeb
nisse des laufenderi Rechnungsjahres, die wieder einmal 
zeigen, daß die Uns.icherheitsfaktoren, auf die bei der 
relativ kleinen Zahl der Körperschaftsteuerpflichtigen 
in unserem Lande in besonderem Maße Bedacht zu 
nehmen ist, groß sind. · 

Nach dem bisherigen Verlaut des Haushaltsjahres 1960 
und der für 1961 erwarteten weiteren Entwicklung 
konnte eine Erhöhung von 34 auf 44 Millionen DM bei 
der Vermögensteuer imd von 82 auf 90 Millionen DM 
bei der Kraftfahrzeugsteuer vorgeschlagen werden. Die 
Veränderungen bei den übrigen kleinen Steuern sind 
nicht sehr erheblich. 
Zum Länderfinanzausgleich ist nicht viel zu sagen. 
Seine Vorausschätzung ist zu diesem Zeitpunkt außer
ordentlich problematisch. Für das Jahr 1960 liegen 
naturgemäß noch keine Ist-Zahlen vor, und die Schät
zung des voraussichtlichen Ist 1961 in den anderen Län
dern ist fast genauso schwierig wie bei uns. 

(Abg. Völker: Steht doch schon fest, 
Herr Finanzminister!) 

Im Jahre 1961 tritt zum ersten ivlale das Saarland zu 
dem Kreis der am Länderfinanzausgleich beteiligten 
Länder hinzu. Es wird voraussichtlich zunächst zu den 
ausgleichsberechtigten Ländern gehören, so daß sich 
deren Zahl nunmehr auf fünf erhöht. Trotz der Erhö
hung des Teilnehmerkreises erwarten wir aber auf 
Grund des Zuwachses an Steueraufkommen eine Er
höhung der Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich. 
Demgemäß sieht der Entwurf eine Erhöhung um 10 
Millionen DM, nämlich von 274 Millionen DM im lau
fenden Jahr auf 284 Millionen DM im Jahre 1961, vor. 

Es ist zwar möglich, daß sowohl die Vorauszahlungen 
als auch das endgültige Ergebnis für 1961 über unsere 

Ansätze hinausgehen werden. Es kann aber auch ge
nauso gut sein, daß das eine oder andere der größeren 
Länder, z. B. wegen unbefriedigendem Aufkommen 
aus der Körperschaftsteuer, wider Erwarten zurück
fällt, was sich für uns sofort ungünstig auswirken 
würde. 

Bei den Personalausgaben stellen Sie, meine sehr ver
ehrten Damen und Herren, eine Erhöhung gegenüber 
dem Vorjahr um rund 53 Millionen DM fest. Das ist 
gewiß recht bedauerlich. Aber wie Sie aus meinen Aus
führungen bereits entnehmen konnten, entfallen davon 
rund 42 Millionen DM allein auf die Anhebung der 
Gehälter, Vergütungen, Löhne und Versorgungsbezilge. 
Der Rest verteilt sich auf Zugänge an Versorgungsfäl
len, Personalvermehrungen und sonstige Personalaus
gaben. 
Stellenhebungen sieht der Haushaltsentwurf, von ver
schwindend wenigen, zwangsläufigen Ausnahmen ab
gesehen, überhaupt nicht vor. Die Landesregierung 
hielt es für notwendig, aber auch für vertretbar, auf 
eine eingehende Beratung der einzelnen Stellenpläne 
im laufenden neunmonatigen Rumpfrechnungsjahr zu 
verzichten und erforderliche Veränderungen auf ein 
Jahr zurückzustellen. Sie glaubt, damit auch am besten 
dem Beschluß des Haushalts- und Finanzausschusses 
des Landtages über die Einsetzung des sogenannten 
Stellenkegelausschusses zu entsprechen, der das gegen
wärtige Verhältnis der Eingangsstellen zu• den Beför
derungsstellen in den einzelnen Lautbahnen überprü
fen und erforderlichenfalls Veränderungen vorschlagen 
wird. 
Auch von Stellenvermehrungen hat die Landesregie
rung grundsätzlich abgesehen. Sie koIUlte sich jedoch 
z. B. nicht der Tatsache verschließen, daß gesetzliche 
Bestimmungen eine Verstärkung der Polizeikrä1te er
fordern imd daß diese mit Rücksicht auf das Anwach
sen der Bevölkerung und des Straßenverkehrs beson
ders dringlich geworden ist. 
Auch im Bereich der Schulen war eine Vermehrung 
der Stellen nicht zu umgehen. Sie ist einmal darauf 
zurückzuführen, daß die Schülerzahlen wachsen, und 

·zum anderen darauf, daß wir uns bemühen müssen, 
die vielerorts noch überhöhte Klassenmeßzahl schritt
weise abzubauen. 
Insgesamt enthält der Haushaltsentwurf 572 neue Stel
len. Sie können sicher sein, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, daß die Landesregierung in jedem, 
aber auch wirklich in jedem einzelnen Falle genau ge
prüft hat, ob sie es verantworten kann, eine zus!itzllche 
Stelle vorzuschlagen, und daß der Stellenplan neue 
stellen in der Tat nur da enthält, wo es nicht zu um
gehen war. 

(Abg. Kuhn: Kann man überhaupt umgehen? -
Abg. Völker: Die Landesregierung will ja!) 

- Die Landesregierung hat ja auch nichts getan, um 
diese Frage zu umgehen. 

Eine Entwicklung, die mir ganz besondere Sorge macht, 
möchte ich hier noch erwähnen.· Es handelt sich um das 
in der letzten Zeit leider in immer stärkerem Maße 
festzustellende Auseinanderfallen 'der Besoldung der 
Beamten in der Bundesrepublik. Die Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz hat sich stets - und zwar mit 
Unterstützung des Hohen Hauses - für die Verwirk
lichung und die Erhaltung der Einheit der Beamten
besoldung in Bund, Ländern und Gemeinden einge
setzt. Da das Grundgesetz keine ausreichende Vorsorge 
für die Verwirklichung dieser Einheit getroffen hat, 
haben der Bund und auch einige Länder ohne Rück
sicht auf die Wünsche anderer Gebietsk!Srperschaften 
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in ihrem Besoldungsrecht in erheblichem Ausmaß 
eigene Wege beschritten. Dies hat zu unnötigen Beun
ruhigungen und Unzuträglichkeiten geführt, die unserer 
Meinung nach vermeidbar gewesen wären. Ich brauche 
nur die Abänderung des Landesbesoldungsrechtes in 
Nordrhein-Westfalen zu nennen. Auch bei den übrigen 
Ländern des Bundesgebietes ist deshalb der Wunsch 
nach einer Anderung des Grundgesetzes - die schon 
einmal im Jahre 1956/57 ernsthaft zur Debatte stand -
lebendig geworden. Die Bundesregierung beschäftigt 
sich deshalb zur Zeit mit einer Gesetzesvorlage, die 
eine gegenseitige Abhängigkeit des Bundes und der 
Länder bei beabsichtigten Änderungen des Besoldungs
rechtes beinhaltet. Ich möchte meinen, meine Damen 
und Herren, wir haben allen Grund, eine solche Vor
lage zu unterstützen und mit dafür zu sorgen,. daß 
Störungen des Besoldungsgefüges, wie wir sie gegen
wärtig erleben, künftig nicht mehr möglich sind. 

Ich darf dem Hohen Hause anschließend noch einige 
Einzelheiten des Haushaltsvcn:anschlages erläutern, 
deren Erwähnung mir ihrer Bedeutung wegen im Rah
men der Haushaltsrede notwendig erscheint. 

Zum Außerordentlichen Haushalt ist festzustellen, daß 
seine im vergangenen Jahr begonnene Verminderung 
im vorliegenden Entwurf um 12,5 Millionen DM fort
gesetzt werden konnte. Für den Neubau von Straßen 
sollen 7 Millionen DM in den Ordentlichen .Haushalt 
übernommtn werden, so daß nunmehr alle Mittel, die 
dem Straßenbau dienen, im Ordentlichen Haushalt 
ausgebracht sind. Mittel für Darlehen an karitative 
und kommunale Krankenhäuser sind nicht mehr in 
den Haushaltsplan aufgenommen worden, weil s.ich im 
laufenden Rechnungsjahr gezeigt hat, daß der erstmals 
praktizierten Übernahme von Bürgschaften gegenüber 
der unmittelbaren Darlehensgewährung der Vorzug zu 
geben ist. Der Ansatz des voraussichtlichen kassen
mäßigen Ge!dbedarfs für den Wohnungsbau hat sich 
infolge des Rückgangs der Mittel für Sonderbaupro
gramme zugunsten von Sowjetzonenflüchtlingen, Ver
triebenen und Evakuierten um 2,2 Millionen DM ver
ringert. Für den allgemeinen sozialen Wohnungsbau 
tritt keine Verminderung ein. Die Landesmittel sind 
hier von 23,5 Millionen DM in 1960 auf 40 Millionen 
DM in 1961 erhöht worden. Da die Mittel des Bundes 
für den sozialen Wohnungsbau von Jahr zu Jahr gerin
ger werden, sah sich die Landesregierung veranlaßt, 
diese Aufstockung aus eigenen Mitteln vorzunehmen, 
um eine kontinuierliche Fortsetzung des Wohnungs
baues im Lande zu gewährleisten. Für das Mittel
standsprogramm sind wiederum 20 Millionen DM in 
Ansatz gebracht. Unverändert geblieben sind auch der 
Ansatz für Darlehen an Gemeinden zum Zwecke von 
Schulbauten in Höbe von 6 Millionen DM und der An
satz für Darlehen zur Ansiedlung von IndustrieUnter
nehmen in Höhe von 3 Millionen DM. Erhöht wurde 
der Ansatz für Darlehen zur Förderung der Siedlung 
und Flurbereinigung, und zwar von insgesamt 4,7 Mil
lionen DM auf 5,6 Millionen DM. Das staatliche Hoch
bauprogramm ist volumenmäßig das gleiche wie in den 
vergangenen Jahren; es beträgt rund 29 Millionen DM. 

Zur Deckung der Ausgaben des Außerordentlichen 
Haushaltes erwarten wir vom Bund und vom Bundes
ausgleichsfonds rund 47,3 Millionen DM an Darlehen. 
Gegenüber dem Vorjahr ist hier eine Verminderung 
um 21 Millionen DM eingetreten, die auf den Rück
gang an Bundesmitteln für die Sonderwohnungsbau
programme zurückzuführen ist. Die Ermächtigung zur 
Aufnahme von Kreditmarktmitteln, um die ich das 
Hohe Haus bei Annahme des Außerordentlichen Haus
halts bitten müßte, beläuft sich demnach auf 105,7 Mil
lionen DM. 

Die seit dem Rechnungsjahr 1959 zu verzeichnende 
Steigerung der Landesaufwendungen für den Straßen
bau soll nach dem Ihnen vorliegenden Entwurf des 
Haushaltsplanes 1961 fortgesetzt werden. Während der 
Haushaltsplan 1959 für die Unterhaltung und den wei
teren Ausbau der etwa 5 400 km Landstraßen I. Ord
nung 44,4 Millionen DM auswies, wurden im Haus
haltsplan 1960 14,8 Millionen DM mehr veranschlagt, 
und es sind im Entwurf 1961 nochmals 9,4 Millionen 
DM mehr, das heißt also 68,6 Millionen DM, vorge
sehen. 

Im gleichen Zeitraum - nämlich von 1959 bis 1961 -
haben sich die Zuwendungen des Landes an die kom
munalen Baulastträger von 17,7 Millionen DM um 4,3 
Millionen DM erhöht, so daß im Rechnungsjahr 1961 , 
das Land 22 Millionen DM für kommunale Straßen 
bereitstellen wird. 
Diese Steigerung der Leistungen des Landes von 62,1 
Millionen DM auf 90,6 Millionen DM innerhalb von 
zwei Jahren erhält besonderes Gewicht bei einem Ver
gleich mit dem Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer. 
Wir schätzen, daß diese Steuer 1961 90 Millionen DM 
einbringen wird, und wir können somit, meine Damen 
und Herren, feststellep, daß wir für den Straßenbau 
in der Tat mehr ausgeben, als wir an Kraftfahrzeug
steuer erhalten. Nicht unerwähnt möchte ich dabei 
lassen, daß die Straßenbaukosten nicht die einzige 
Ausgabe sind, die der Verkehr erfordert. Setzt man 
die Kosten der Straßenverwaltung und der Verkehrs
polizei mit rund 22 Millionen DM dazu, dann ergeben 
sich Landesaufwendungen für den Verkehr im Rech
nungsjahr 1961 in Höhe von 113,5 Millionen DM. 

Dieser Vergleich zwischen Aufgaben für den Kraft
fahrzeugverkehr und dem Aufkommen aus der Kraft
fahrzeugsteuer erscheint mir nicht uninteressant. Er 
wird ja immer wieder in der breiten Öffentlichkeit 
gezogen. Ic.."1 bringe diesen Vergleich aber nicht ... das 
möchte ich ausdrücklich betonen -, um damit den Leu
ten recht zu geben, die in der Kraftfahrzeugsteuer 
eine zweckgebundene Abgabe sehen oder so tun, als 
sei die Kraftfahrzeugsteuer eine Sonderabgabe der 
Kraftfahrer, die diesen in Form der Aufwendungen 
für den Straßenbau wieder zugute kommen müßte. 
Dieser Ansicht bin ich nicht. Die Kraftfahrzeugsteuer 
ist vielmehr - wie jede andere Steuer - ein allge
meines Deckungsmittel. Die Finanzwissenschaft ist 
sich darüber einig, daß eine Zweckbindung von Steuern 
unzweckmäßig, ja sogar unmöglich ist. Eine solche 
Zweckbindung müßte letzten Endes dazu führen, daß 
für die großen allgemeinen staatlichen Aufgaben -
die ich nur mit den Stichworten Erziehungswesen, 
Sozialwesen, Rechtspflege und Polizei andeuten möchte 
- kaum noch ausreichende Mittel zur Verfügung stün
den. 

Ein weiteres Gebiet, auf dem das Land besondere 
Anstrengungen macht, ist das der Wirtschaftsförde
rung. Das Hauptgewicht der Wirtschaftsförderung liegt 
nach wie vor in der Ansiedlung neuer und der Ratio
nalisierung bestehender Betriebe. Die bisherigen Wirt
schaftsförderungsmaßnahmen, nämlich das Landes
ergänzungsprogramm, das Grenzlandförderungspro
gramm, die Gewährung von Zinszuschüssen, die 
Vergabe von Darlehen für die Industrieansiedlung, 
die Rationalisierung sowie die Gewährung von 
Bürgschaften, sollen auch im kommenden Jahr fort
geführt werden. Da besonders die Zinsverbilligungs
zuschüsse stark in Anspruch genommen werden, ent
hält der Ihnen vorliegende Entwurf die Ermächtigung 
zur Verbilligung eines Kreditvolumens von 12 Mil
lionen DM, während im vergangenen Jahr das ver
gleichbare Kreditvolumen 8 Millionen DM betrug. 
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Wenn ich mich mit dem Etat des Landwirtschafts
ministeriums nicht so ausführlich befasse, wie das in 
den vergangenen Jahren geschehen ist, so bedeutet 
dies nicht, daß die Landesregierung der Landwirtsch~t 
neuerdings ein geringeres Maß an Aufmerksamkl:!it 
schenkt. Sie finden im Gegenteil bei den „Allgemeinen 
Bewilligungen" durchweg eine Erhöhung der Zu-. 
schüsse, und zwar vor allem bei den Landesergän
zungsmitteln zum Grünen Plan. Urn die Flurbereini
gungstätigkeit noch stärker als bisher fördern zu kön
nen, mußten wir - trotz des erwähnten strengen Maß
stabes - einige Stellenvermehrungen vorsehen und die 
Möglichkeit für die Heranziehung privater Fachkräfte 
erweitern. In der Wasserwirtschaftsverwaltung ist 
neben einer geringen Personalverstärkung ein erheb
liches Ansteigen der „Allgemeinen Ausgaben" festzu
stellen. Das ist teilweise auf das neue Landeswasser
gesetz zurückzuführen, dessen Auswirkungen erst im 
nächsten Jahr haushaltsmäßig voll zur Geltung kom
men. Aber auch die Ansätze für die übrigen wasser
wirtschaftlichen Maßnahmen sind fühlbar erhöht wor
den; ich nenne besonders die Zuschüsse für die Was
serversorgungsanlagen und für den Wirtschaftswege
bau. 
Erfreulich ist auch, daß nach dem Entwurf 1961 der 
Forstbetrieb günstiger abschließen wird, als wir es. 
für 1960 erwarten. Wir haben sowohl eine Erhöhung 
der Einnahmen als auch eine Verminderung der Aus
gaben vorgesehen. Diese Veranschlagung erscheint nach 
dem Ergebnis des soeben abgelaufenen Forstwirt
schaftsjahres 1960 gerechtfertigt, das eine Verbesse
rung gegenüber den Soll-Ansätzen um etwa 2 Millio
nen DM ausweist. 
Von besonderer Bedeutung für unser Land ist der 
Kulturhaushalt. Die Ausgaben für das Unterrichts
wesen sowie für die Wissenschaft und Forschung stei
gen von Jahr zu Jahr an. Das wird vorerst so bleiben 
und muß auch so sein, wenn wir den Anschluß an 
den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt 
nicht verlieren wollen. Das Land hat in den letzten 
Jahren durch das Volksschulgesetz, das Gesetz über 
die öffentlichen höheren Schulen und das Privatschul
gesetz schon vermehrte Lasten übernommen, und es 
wird auf dem Gebiete des Unterrichtswesens auch noch 
weitere Verpflichtungen eingehen. Den gestiegenen Be
dürfnissen der Universität wird, neben den steigen
den Betriebsausgaben vor allem und weithin sichtbar 
auch durch die im Außerordentlichen Haushalt veran
schlagten Baumaßnahmen, Rechnung getragen. Ich 
möchte hier nur einige nennen: Neubau eines Hörsaal
gebäudes, eines Instituts für Kernphysik, eines Ge
bäudes für einen Linearbeschleuniger, einer Universi
tätsbibliothek, der Institute für Genetik und thera
peutische Chemie und nicht zuletzt der Neubau einer 
chirurgischen Klinik. 
Sie haben, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
sicher davon gehört, was das Fünfjahresprogramm des 
Deutschen Wissenschaftsrates auf dem Gebiete des 
Ausbaues und der Förderung der Hochschulen in der 
Bundesrepublik für erforderlich hält. Der Plan stellt 
eine richtungweisende Empfehlung für die Länder dar. 
Ich möchte ihn hier nur erwähnen. Er wird erhebliche 
finanzielle Anforderungen an das Land stellen und uns 
später sicher noch eingehend be~äftigen. 
Ich darf noch bemerken, daß die Förderung der Stu
denten nach dem · sogenannten Honnefer Modell im 
Jahre 1961 wesentlich erweitert wird. Die Anfangsför
derung beträgt nunmehr 195 DM - bisher 150 DM -
und die Hauptförderung 245 DM - bisher 200 DM - je 

'Monat. Nach dieser Neuregelung hat Rheinland-Pfalz 
- wie alle übrigen Länder - jährlich 82 DM für jeden 
Studenten au1zubringen. 

Ich wende mich nun noch ganz kurz dem Wohnungs'
bau zu. Im Vorjahr konnte ich darlegen, daß unser 
Land in der glücklichen Lage war, die großen Sonder
programme für Zuwanderer und Aussiedler rechtzeitig, 
unter günstigen Kapitalmarktbedingungen, durchfüh
ren zu können. Die endgültigen Aufnahmezahlen lagen 
aber niedriger als die vorläufigen Schätzungen, die den 
Mittelzuteilungen des Bundes zugrunde lagen. Die Folge 
davon ist, daß das Jahr 1960 auf dem Gebiete des öf
fentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues ohne 
große Sonderprogramme bleibt. Ein Bauüberhang am 
1. Januar 1960 von 43 340 Wohmm.gen sicherte jedocll 
im Jahre 1960 eine lebhafte Bautätigkeit. Es kann ge
genwärtig schon gesagt werden, daß der Bauüberhang 
am 1. Januar 1961 nicht wesentlich geringer sein wird. 
Er dürfte zwischen 41 000 und 42 000 Wohnungen lie
gen. Damit haben wir die Gewißheit, daß auch das 
Wohnungsbaujahr 1961 günstig verlaufen wird. 

Die Zahl der fertiggestellten Wohnungen wird im 
Jahre 1960 voraussichtlich nicht unter den rund 31 000 
Wohnungen des Jahres 1959 bleiben. Diese Zahl stellt 
nach d:en Erfahrungen der letzten Jahre die in Rhein
land-Pfalz erreichbare Obergrenze dar, die im wesent
lichen durch die Kapazität des Ausbaugewerbes be
dingt ist. Mit diesem Bauerfolg wird wiederum ein ins 
Gewicht fallender Abbau des Wohnungsdefizits ver
bunden sein. Für das kommende Jahr 1961 hat sich die 
Landesregierung entschlossen, von der reinen Kapital
subvention zur gemischten Subvention überzugehen. 
Die Landesregierung ist in diesem Punkte dem - durch
aus nicht einheitlichen - vorgehen der übrigen Bun
desländer nur zögernd gefolgt. Die Neuregelung bedeu
tet praktisch den Ersatz eines Teils der bisherigen 
Landesdarlehen durch Kapitalmarktdarlehen, wobei 
diese auf fünf Jahre verbilligt werden. Wie bei jeder 
Mischsubvention ist damit in den späteren Jahren ein 
Ansteigen der Mieten oder ~ beim Eigenheim - der 
Lasten verbunden. Bei diesem Ansteigen hat sich die 
Landesregierung an die unterste Grenze der vorliegen
den Beispiele anderer Länder gehalten. 

Sie kennen, meine Damen und Herren, den sogenann
ten Goldenen Plan der Deutschen Olympischen Gesell
schaft. Er. fordert die Schaffung von Sport- und Spiel
anlagen, und zwar in großem Ausmaße. Sie sollen dazu 
dienen, dem Ansteigen der Zivilisationskrankheiten 
entgegenzuwirken, und insbesondere Bewegungsmög
lichkeiten für den jugendlichen Körper bieten. Die ge
nannten Ziele sind zweifellos förderungswürdig. Ich 
bin jedoch nicht dafür, daß man hier wieder einen 
neuen Plan aufstellen und die Elastizität in den öffent
lichen Haushalten weiter einschränken will. Ich bin 
auch nicht unbedingt der Meinung, daß die körperliche 
Erholung und Ertüchtigung allein eine Frage der Sport
stätten ist. Es gehören zumindest die Kinder-, Jugend
und Familienerholungsheime sowie die Jugendherber
gen dazu. Schließlich genügt es auch nicht, nur Sport
stätten zu haben. Es muß auch für ihre weitestmögliche 
Ausnutzung gesorgt werden. Ich glaube, daß auf die
sem Gebiete noch viel Erziehungsarbeit zu leisten ist. 
Wenn wir uns aber fragen, was das Land Rheinland
Pfalz für die Förderung des Sports tatsächlich tut, dann 
können wir feststellen, daß unsere Leistungen hinter 
den gewiß nicht gerade bescheidenen Forderungen des 
Goldenen Planes gar nicht weit zurückbleiben. So ste
hen bereits im Haushaltsplan 1960 Förderungsmittel 
für die im Goldenen Plan genannten Zwecke in Höhe 
von 5,9 Millionen DM. 

(Abg. Völker: Sind das nicht Totomittel, 
Herr Minister?) 



766 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, IV. Wahlperiode 

(Finanzminister Glahn) 

Sie sollen nach dem Haushaltsplanentwurf für 1961 um 
1,3 Millionen DM auf 7,2 Millionen DM erhöht werden. 
Wenn wir die Mittel hinzurechnen, die dem gleichen 
Zweck wie der Goldene Plan dienen, vornehmlich also 
die Zuschüsse zum Bau von Kinder-, Jugend- und Fa
milienerholungsheimen, so ergeben sich für das Jahr 
1961 bereits Aufwendungen in .Höhe von 8,8 Millionen 
DM. Außerdem stehen im Haushalt des laufenden Jah
res l,3ti Millionen DM zur Förderung des Spiel- und 
Sportbetriebes und der Erholung, die sich für 1961 auf 
1,87 Millionen DM erhöhen sollen. 

Auf dem Gebiet ·der Steuern haben wir, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, noch für 1961 mit einem . 
Gesetzgebungswerk der Bundesregierung zu rechnen, · 
das wahrscheL'llich eiri.!ge unwesentliche Änderungen 
des Einkommensteuerrechts, dafür aber um so ein
schneidendere Neuerungen auf den Gebieten der Ver
mögensteuer und der Gewerbesteuer bringen soll. Ich 
habe auf dieses Gesetz schon kurz hingewiesen. Es sieht 
Steuersenkungen vor, die vorwiegend leider zu Lasten 
der Länder und Gemeinden gehen. 

Bei der Vermögensteuer ist im wesentlichen an eine 
Verdoppelung der Freibeträge gedacht. Sie würde das 
Land etwa 13 Millionen DM im Jahr kosten. Bei der 
Gewerbesteuer ist eine Erhöhung des Freibetrages von 

. 2 400 DM auf 7 200 DM im Gespräch. Sie würde zu einem 
Steuerausfall der Gemeinden des Landes in Höhe von 
30 bis 35 Millionen DM führen. Die Diskussion über 
das Gesetz ist im einzelnen noch nicht abgeschlossen. 
Der Bundesfinanzminister meint - das hat er auf der 
Finanzministerkonferenz in Bad Dürkheim gesagt -, 
daß eine Steuersenkung in beschränktem Umfange zu 
vertreten sei, wenn es gelte, eine vorhandene Steuer
fülle abzuschöpfen und die gewonnenen Mittel für Er
leichterungen der Steuerlast des Mittelstandes zu ver
wenden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie es mit 
der Steuerfülle der Länder steht, habe ich Ihnen vor
hin auseinandergesetzt. 'über die Finanzlage der Ge
meinden brauche ich kein Wort zu sagen. Es ist nicht 
zu leugnen, daß die Gemeindesteuereinnahmen in den 
letzten Jahren ganz erheblich gestiegen sind. Aber kein 
Kenner der Verhältnisse kann. behaupten, daß die Ge
meinden heute Einnahmen haben, die sie nicht zur Er
füllung dringendster Aufgaben benötigen. 

Die beabsichtigte Förderung des Mittelstandes ist mei
nes Erachtens eine gute Sache. Sie wäre noch lobens
werter, wenn es gelänge, die Steuererleichterungen dem 
g e s a m t e n Mittelstand zugute kommen zu lassen 
und nicht nur den Gewerbetreibenden und Personen 
mit einem der Vermögensteuer unterliegendem Ver
mögen. Als Landesfinanzminister wird man es mir je
doch nicht verübeln, wenn ich sage: Mittelstandspolitik 
ja, aber nicht nur auf Kosten d~r Länder und Gemein
den! Steuern lassen sich nur senken, wenn es möglich 
ist, den dadurch eintretenden Einnahmeausfall auf 
andere Art zu decken. Das ist hinsichtlich der Gewerbe
steuersenkung, zumindest bei einem großen Teil der 
kleineren und kleinsten Gemeinden, sicher nicht der 
Fall. Ich habe deshalb volles Verständnis für die Pro
teste der Kommunalen Spitzenrverbände und meine, 
daß diesem Gesetz erst zugestimmt werden sollte, nach
dem man sich vorher davon überzeugt hat, daß es mög
lich ist, d_en Steuerverlust wenigstens annähernd aus
zugleichen. Es wäre indessen falsch, meine Damen und 
Herren, den Gewerbesteuerpflichtigen nicht gleichzeitig 
z~estehen, daß sie infolge . des ständigen Anwach
sens der Gewerbesteuereinnahmen und des Zurückblei
bens der übrigen Gemeindeeinnahmen die Gemeinde-

aufgaben in einem Ausmaß finanzieren, wie es ihnen 
gerechterweise auf die Dauer nicht zugemutet werden 
kann. Was nottut und von Tag zu Tag dringlicher wird 
- man muß es immer wieder sagen - ist die strukturelle 
Änderung des kommunalen Finanzsystems. Wir brau
chen eine grundlegende Finanzreform, die die Gemein
.den davon befreit, fast ausschließlich vom Gewerbe
steueraufkommen zu existieren, die den Kreis der Ge
meindemitglieder, der die Gemeindeaufgaben finanziert, 
erweitert und nicht - wie es bei einer Erhöhung der 
Gewerbesteuerfreibeträge der Fall wäre - noch mehr 
einengt. 

Auch die staatspolitische 'überlegung, daß die Gemein
demitglieder die Gemeindeeinrichtungen nicht nur mit
verwalten und mitbenutien, sondern auch mitfinanzie
ren sollen, erscheint mir von besonderer Bedeutung. 
Die Gewerbesteuersenkung allein halte .ich jedenfalls 
für ein unzulängliches Stückwerk. 

Ich sagte vorhin bereits, daß das Ansteigen der Ge
meindeeinnahmen nicht zu leugnen sei, In der Tat hat 
sich auch bei den Gemeindefinanzen die günstige Ent
wicklung der Vorjahre fortgesetzt. Die Vermehrung 
der kommunalen Einnahmen ist am augenfälligsten bei 
den Steuern. Das Steueraufkommen der Gemeinden im 
Rechnungsjahr 1959 hat sich gegenüber dem Vorjahr 
um 18,7 v. H. erhöht. Der Zuwachs gegenüber 1955 
z. B. beträgt 50,7 v. H. Hinzu kommt, daß das Land 
seine Leistungen im· Finanzausgleich in den letzten 
.Jahren stark verbessert hat. 

Die Leistungen des Landes aus dem Steuerverbund 
werden im Rechnungsjahr 1961 den im Haushaltsent
wurf verzeichneten Betrag von 129,5 Millionen DM 
übersteigen und nach endgültiger Berechnung 133,5 
Millionen DM betragen. Das bedeutet eine Steigerung 
seit der Einführung des Steuerverbundes um rund 
59 V. H. 

Will man aber die Leistungen des Landes für die Ge
meinden in vollem Umfange beurteilen können, muß 
man noch die Zuschüsse und Darlehen außerhalb des 
Steuerverbundes sowie die Beteiligung des Landes an 
den sogenannten Gemeinschaftsaufgaben berücksich
tigen. 

Im laufenden Rechnungsjahr sind zusätzlich zum 
Steuerverbund an Zuschüssen im Landeshaushalt 43,8 
Millionen DM veranschlagt, zu denen noch 15 Millionen 
DM aus dem Sondervermögen für den Schulbau und 
rund 1,5 Millionen DM aus dem Landesergänzungspro
gramm zum regionalen Förderungsprogramm kommen. 
Das ergibt eine Summe von insgesamt 60,3 Millionen 
DM. Für das Rechnungsjahr 1961 sind insgesamt rund 
67 Millionen DM vorgesehen. Faßt man die Zuschüsse 
des Landes - also an die Gemeinden - innerhalb und 
außerhalb des Steuerverbundes zusammen und nimmt 
n-0ch die Darlehen in Höhe von 9,2 Millionen DM 
hinzu, so ergeben sich für das laufende Rechnungsjahr 
196,9 Millionen DM und für da$ Rechnungsjahr 1961 
voraussichtlich 207,1 Millionen DM. Zum Vergleich darf 
ich anführen, daß im Rechnungsjahr 1958, dem Jahr 
der Einführung des Steuerverbundes, die vorgenannten 
Zuschüsse und Darlehen insgesamt 133,3 Millionen DM 
ausmachten. Die Steigerung von 1958 bis 1961 wird 
also voraussichtlich 73,8 Millionen DM betragen; das 
sind rund 51>,3 v. H. Die genannten Leistungen des 
Landes setzen sich dabei nahezu ganz aus Zuschüssen 
zusammen. 

Schwieriger darzustellen als diese Leistungen - das . 
wissen wir - ist die Entlastung, die das Land den Ge
meinden und Gemeindeverbänden durch seine ver-
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stärkte Beteiligung an den Gemeinschaftsaufgaben ge ... 
währt. 

Zu den Gemeinschaftsaufgaben, die herkömmlich vom 
Land und den kot'Qmunalen Gebietskö~rschaften ge-. 
meinsam erfüllt werden, gehören vor allem das Stra
ßen-, Schul-, Polizei-, Gesundheits- und Fürsorgewesen. 
Die Lasten dieser Aufgaben trägt in Rheinland-Pfalz 
überwiegend das Land. In· den übrigen Bundesländern 
liegen die Gemeinschaftsaufgaben mehr bei den Ge
meinden. Die Länder geben hierzu zwar sichtbare, im 
Ergebnis aber geringere Finanzzuweisungen. In den 
Ländern, die wie Rheinland-Pfalz große Teile der Ge
meinschaftsaufgaben selbst übernommen haben, müs
sen die Gemeinden sich in Form von Schulstellen- und 
Polizeikostenbeiträgen oder sonstigen Umlagen betei
ligen. 

Nach einer Berechnung des Statistischen Landesamtes 
wurden die Gemeinschaftsaufgaben im Rechnungsjahr 
1958 in Höhe von 63,2 v. H. durch das Land und in Höhe 
von 36,8 v. H. durch die Gemeinden finanziert. Im 
Bundesdurchschnitt dagegen beträgt der Anteil der G~ 
meinden 44,74 v. H. und der der Länder nur 55,?.6 v. H. 

Ich möchte Sie, meine sehr verehrten Damen und Her
ren, nun noch kurz über den Stand der Verhandlun1en 
der Länderftnanzminister mit dem Bundesfinanzmini
ster über die 'Obernahme der Tilgung und Verzinsung 
der Ausgleichsforderungen durch den Bund unterrich
ten; ich glaube, daß das notwendig ist. Ich sprach da
von schon in meiner vorjährigen Haushaltsrede;_ Die 
Verhandlun1en wb.ren außerordentlich schwierig und 
zeitraubend. Es war vor allem schwer, sich über die 
Neufassung des Artikels 120 des Grundgesetzes sowie 
über die Erstattung der von den Ländern in der Ver
gangenheit erbrachten Tilgungsleistungen zu einigen. 
In der Finanzministerkonferenz in Bad Dürkheim ist 
es nun vor zwei Wochen endlich gelungen, zu einer 
Verständigung der Länderfinanzminister mit dem Bun
desflnanznlinister zu kommen. Der Bund trägt danach 
die laufende Tilgung voll und die laufende Verzinsung 
für 1960 zu 25 v. H., für 1961 zu 33 1/s v. H. und ab 
1962 zu 50 v. H. Auf die Tilgungsleistungen der Ver
gangenheit mit insgesamt 367 Millionen DM ist der 
Bund bereit, den Ländern 200 Millio-!len DM im Laufe 
von zehn Jahren zu erstatten, wovon auf Rheinland
Pfalz etwa 12 Millionen J;>M entfallen. Durch eine An
derung des Artikels 120 des Grundgesetzes soll dazu 
zum . Ausdruck kommen, daß es bei der b er e i t s 
g e r e g e 1 t e n 'Obernahme von Kriegsfolgelasten, 
z. B. nach § 6 des Lastenausgleichsgesetzes, verbleibt 
und daß für die Zukunft der Grundsatz des jetzigen 
Artikels 120 aufrechterhalten wird, nach dem der Bund 
die Aufwendungen für Kriegsfolgelasten nach näherer 
Bestimmung von Bundesgesetzen zu tragen hat. Der 
gefundene Kompromiß legt dem Bund außer den für 
die Vergangenheit zu zahlenden 200 Millionen DM zu
sätzliche Leistungen von jährlich 110 Millionen DM für 
die Tilgung und 170 Millionen DM für die Verzinsung, 
insie&amt also einen Betrag von 280 Millionen DM, 
jährlich auf. Es bedarf diese Abmachung noch der Zu
stimmung durch die Länderkabinette. 

Noch ein Wort, meine sehr verehrten Damen und 
· Herren, zum Haushaltsgesetz. Der Entwurf für 1961 
gleicht Im wesentlichen dem Haushaltsgesetz 1960. Eine 
Ausnahme bildet der § 7. Er hängt mit dem Entwurf 

eines Dritten Anderungsgesetzes des Gesetzes zum ~· 
131 GG zusammen, das im September den Bundesrat. im 

·ersten Durchgang passiert hat und jetzt dem Bundestag 
vorliegt. Dieser Entwurf schreibt nunmehr für alle 
Dienstherren die endgültige Unterbringung unterwertig 
wiederverwendeter 13ler bindend vor, wobei die glei
chen AlternativmÖglichkeiten vorgesehen sind, die be
reits nach § 18 a G 131 bestehen. Die endgültige Fas
sung des Gesetzes ist noch nicht mit Sicherheit abzu
sehen. Es soll am 1. Januar 19lll 1n Kratt treten. Um 
ihm Rechnung tragen zu können, erteilt § 7 des Haus
haltsgesetzes der Landesregierung die Ermächtigung, 
die danach erforderlichen Maßhahmen zu ergreifen. 

Damit, meine Damen und Herren, bin ich am Schlusse 
meiner Ausführungen angelangt. DI~ Landesregierung 
bemüht sich auch im Haushalt 1961 wieder, auf den 
entscheidenden Gebieten des wirtschaftlichen, kul
turellen und sozialen Lebens unseres Volkes GI1llld
legendes zu tun oder fortzusetzen. Neben einer beacht
lichen Steigerung der sozialen Leistungen, vor allem 
durch die erhebliche Vermehrung der Landesmittel für 
den gesamten Wohnungsbau, hat sie die großen Struk
turwandlungsmaßnahmen zur Verbesserung der ge
samtwirtschaftlichen Verhältnisse des Landes, den 
Straßenbau sowie den Schul- und Krankenhausbau, mit 
steigenden Leistungen gefördert und damit der Ge
sundheit und Wohlfahrt der Menschen unseres Landes 
gedient. Es ist auch wieder vieles von qem geschehen, 
was das technische Zeitalter für unsere Universität 
verlangt und was den Begabten unseres Volkes auch 
bei schlechteren sozialen Verhältnissen den Zugang zu 
höherer Bildung ermöglicht. In sorgfältiger Abwägung 
der einzelnen Interessen des Landes nach Berechtigung 
und Dringlichkeit sind die Beratungen mit den ein
zelnen Ministerien geführt worden, und es darf hinzu
gefügt werden, daß sie auch während der ganzen Dauer 
im Sinne verständnisvoller Gesamtverantwortung ge-
führt wurden. · 

In welchem Maße diese Regierunisarbeit im Lande 
wirksam wird, ist nunmehr in Ihre Entscheidung ge
stellt. Wir haben uns bei unseren Beratungen tilr die 
Aufstellung des Haushaltes bemilht, eine möglichst 
zuverlässige Beurteilung der voraussichtlichen wirt
schaftlichen Entwicklung zu gewinnen, und ich habe 
auch für meine Person besonderen Wert darauf gelegt, 
daß Ihnen ohne Scheu eine möglichst klare Darstellung 
von der Finanzlage aus unserer Sicht gegeben wird. 
Genauso aber, wie wir heute nachträglich sachlich und 
objektiv feststellen können, daß die Jahre 1959 und 
1960 von Erfolg waren und eine gute Konsolidierung 
der Finanzen des Landes gebracht haben, so dürfen 
wir auch die nächste Zukunft nicht zu optimistisch be
trachten. Der politische Himmel ist bewölkt, und nie
mand. kann sagen, ob uns das Sdlicksal weiterhin so 
gut gesonnen sein wird wie in den zurückliegenden 
Jahren. Ich zitiere in diesem Zµsammenhang jüngste 
Worte des Herrn Präsidenten der Deutschen Bundes
bank, Karl Blessing, wenn ich meine, daß man in einer 
Lage wie der heutigen, da alle Möglichkeiten offen 
sind, gut daran tut, vorsichtig zu sein. Es wäre daher 
auch falsch, sich einem uferlosen Optimismus hinzu
geben und die Aufwärtsentwicklung des letzten Jahr
zehnts einfach in die Zukunft zu projizieren. Wir soll
ten vielmehr alle zusammen bestrebt sein, ~l.ie großen 
Aufgaben unseres Landes und der Gemeinden weiter-

- ·----------------



768 stenographische Berichte. des Landtagies von Rheinland-Pfalz, IV. Wahlperiode 

(Finanzminister Glahn) 

hin mit allen gebotenen Möglichkeiten zu fördern, ohne 
das richtige· Maß zu verlieren und dadurch vielleicht 
Errungenes oder .Angelau:fenes wieder zu gefährden.
Es muß nicht alles auf einmal und audi nicht heute 
und jetzt gesdiehen. Wir sollten uns davor hüten, die 
Aruiprüche an das Sozialprodukt, ganz gleich, von wel
cher Seite sie auch immer angemeldet werden, zu über.;. 
ziehen. 

In diesem Sinne darf ldi Sie namens der Landesregie
rung bUten, dem Haushaltsgesetz und dem Haushalts
plan 1961 Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

:•.' 

Prisident Van Volxem: 
Die weitere Beratung der Tagesordnung findet in der 
28. Sitzung des Landtages statt. Ich berufe den Land
tag ein für morgen 9.30 Uhr. Idi darf noch bekannt
geben, daß die CDU-Fraktion um 14.30 Uhr eine Frak
tionssitzung abhält, 

(Abg. Völker: Ebenfalls die SPD! - Zuruf von 
der FDP: Audi die FDP!) 

- die SPD- und die FDP-Fraktion ebenfalls zur glei
chen Zeit. Ich schließe die Sitzung. 

Schluß der Sitzung: 12.43 Uhr. 


